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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1960 

6 — 70002 — 2290/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über eine 
Fischereistatistik 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1), 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler , 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Fischereistatistik 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

über die Hochsee- und Küstenfischerei sowie 
über die Fischerei im Bodensee wird eine Bundes- 
statistik (Fischereistatistik) durchgeführt. 

§ 2 

(1) Bei Anlandungen deutscher Hochseefischerei- 
fahrzeuge innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes werden für jede Fangreise erfaßt 

1. Fangfahrzeug, 

2. Fanggerät, 

3. Fangreise, 

4. Fanggebiet, 

5. Fangergebnis, 

6. Absatzart, 

7. Art der Verarbeitung an Bord. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für die Sachverhalte nach Absatz 1 Nr. 1 
bis 4 und 7 die Leiter der Fischerei- 
betriebe, 

2, für die Sachverhalte nach Absatz 1 Nr. 5 
und 6 

a) die Leiter der Seefischmarktverwal- 
tungen bei Anlandungen auf Seefisch- 
märkten, 

b) im übrigen die Leiter der Fischerei- 
betriebe. 

§ 3 

(1) Bei Anlandungen deutscher Küstenfischerei- 
fahrzeuge innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes werden monatlich die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 
bis 6 bezeichneten Sachverhalte sowie das Anlande- 
gebiet erfaßt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für den Sachverhalt nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
die Leiter der Fischereibetriebe, 

2. für die Sachverhalte nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
und 6 

a) die Leiter der Seefischmarktverwal- 
tungen bei Anlandungen auf Seefisch- 
märkten, 

b) die Leiter der Fischverwertungsgenos- 
senschaften, Fischgroßhandlungen und 
Fischverarbeitungsbetriebe für die un- 
mittelbar an diese abgegebenen Fang- 
ergebnisse, 


c) im übrigen die Leiter der Fischerei- 
betriebe. 


(1) Bei Anlandungen deutscher Hochsee- oder 
I Küstenfischereifahrzeuge außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes werden monatlich die in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 5 bezeichneten Sachver- 
halte sowie der Anlandungsort erfaßt. 


(2) Auskunftspflichtig sind die Leiter der 
Fischereibetriebe. 

§ 5 

(1) Bei Anlandungen ausländischer Hochsee- 
oder Küstenfischereifahrzeuge unmittelbar vom 
Fangplatz aus im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
werden monatlich die in § 2 Abs. 1 Nr. 1, 5 und 6 
bezeichneten Sachverhalte erfaßt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Leiter der Seefischmarktverwaltungen 
bei Anlandungen auf Seefischmärkten, 

2. im übrigen die Abnehmer der Fangergeb- 
nisse. 

§ 6 

(1) Bei Anlandungen von Fangergebnissen der 
Bodenseefischerei im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes werden monatlich die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 bezeichneten Sachverhalte erfaßt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Leiter der Fischverwertungsgenossen- 
schaften und Fischhandlungen für die un- 
mittelbar an diese abgegebenen Fang- 
ergebnisse, 

2. im übrigen die Leiter der Fischerei- 
betriebe. 

§ 7 

Die Fischereistatistik wird vom Statistischen 
Bundesamt erhoben und aufbereitet. 

§ 8 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Er- 
hebungsstellen einzusetzen. Er kann auch juristische 
Personen des bürgerlichen Rechts zu Erhebungs- 
stellen bestimmen, wenn diese sich hierzu bereit er- 
klären. 
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(2) Die Erhebungsstellen haben für rechtzeitige | 
und vollständige Abgabe der Meldungen zu sorgen, 1 
die eingegangenen Meldungen auf Richtigkeit und i 
Vollständigkeit zu prüfen und, wenn nötig, ihre ! 
Ergänzung und Berichtigung zu veranlassen. 


§ 9 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt un- 
berührt. 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 , 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar ; 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes ; 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 i 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz über die Statistik der Fischerei- 
fangergebnisse vom 6. Juli 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 798), 

2. die Erste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die 
Statistik der Fischereifangergebnisse vom 
15. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 997), 

3. die Ausführungsanordnung zur Ersten 
Verordnung zur Durchführung und Ergän- 
zung des Gesetzes über die Statistik der 
Fischereifangergebnisse vom 30. Januar 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 33 vom 16. Fe- 
bruar 1950), 

4. die Ausführungsbestimmungen und Aus- 
führungsanweisungen zu der Ersten Ver- 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Statistik der 
Fischereifangergebnisse. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Die Fischereistatistik erfaßt die wichtigsten Be- 
triebsergebnisse der Hochsee- und Küstenfischerei 
sowie der Bodenseefischerei. Sie wird bereits seit 
1906 durchgeführt. Als Rechtsgrundlagen bestehen 
zur Zeit das Gesetz über die Statistik der Fischerei- 
fangergebnisse vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 798) und 
die Erste Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Gesetzes über die Statistik der 
Fischereifangergebnisse vom 15. Juli 1938 (RGBl. I 

S. 997). Auf Grund dieser Verordnung sind folgende 
Vorschriften erlassen worden: 

Erste Ausführungsanweisung vom 2. Dezember 1938 
(Reichsanzciger Nr. 282 vom 3. Dezember 1938); 
Zweite Ausführungsanweisung vom 14. Januar 1939 
(Reichsanzeiger Nr. 25 vom 30. Januar 1939); 

Dritte Ausführungsanweisung vom 17. März 1941 
(Reichsanzeiger Nr. 65 vom 18. März 1941); 

Ausführungsbestimmungen 

vom 27. Januar 1939 (Reichsanzeiger Nr. 25 vom 
30. Januar 1939), 

vom 6. Juli 1939 (Reichsanzeiger Nr. 163 vom 
18. Juli 1939), 

vom 19. November 1940 (Reichsanzeiger Nr. 275 
vom 22. November 1940); 

Ausführungsanordnung vom 30. Januar 1950 (Bun- 
desanzeiger Nr. 33 vom 16. Februar 1950). 

Diese Vorschriften sind teilweise aufgehoben oder 
durch neuere Regelungen ersetzt worden. Ein Teil 
der dort vorgesehenen Erhebungen, insbesondere 
die Erhebungen über die Binnenfischerei — mit 


Ausnahme der Bodenseefischerei — , wird nicht 
I mehr als Bundesstatistik durchgeführt. Soweit die 
I Bestimmungen noch fortgelten, entsprechen sie in 
I mancher Hinsicht nicht mehr den heutigen staats- 
I rechtlichen Anschauungen. Es ist daher erforderlich, 
die Rechtsgrundlagen für die Fischereistatistik zu 
j erneuern und dabei an das System des StatGes an- 
j zupassen. 

I Die Statistik soll, abgesehen von einigen Verein- 
i fachungen, im derzeitigen Umfang weitergeführt 
t werden. Ihre Notwendigkeit ergibt sich aus der Be- 
deutung der Fischwirtschaft in der Gesamtwirtschaft 
der Bundesrepublik und insbesondere der Küsten- 
länder. Unter den Fischereinationen steht die Bun- 
desrepublik in der Welt an 9., in Europa an 3. Stelle. 
Die internationale Fischereientwicklung ist gekenn- 
zeichnet durch eine laufende Ausweitung der Fang- 
gebiete in den Weltmeeren. Hieraus ergibt sich 
; eine ständig zunehmende internationale Verflech- 
tung der Belange aller Fischereinationen. 

Die Fischereistatistik auf dem Gebiet der See- 
fischerei hat demzufolge die Aufgabe, für folgende 
Zwecke Unterlagen zu liefern: 

1. Maßnahmen auf Grund des Fischgesetzes vom 
31. August 1955 (BGBl. I S. 567), insbesondere 
Versorgungsplan, Liefervereinbarungen, Einfuhr- 
beschränkungen, 

2. meeresbiologische Forschung über die Er- 
schließung und Nutzung lohnender Fanggebiete, 

I 3. Interessenabstimmung im internationalen Be- 
j reich, 

I 4. Rationalisierung zur Sicherung der internatio- 
1 nalen Wettbewerbsfähigkeit. 
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Für die unter Nr. 1 bis 3 angegebenen Zwecke ist 
die monatliche Feststellung der Anlandungen not- 
wendig. Da die Fischerei überwiegend von un- 
berechenbaren Naturfaktoren abhängig ist (z. B. 
Witterung, wechselnde Standorte und Größe der 
Fischschwärme), kann weder auf Grund zurück- 
liegender Erfahrungen noch durch die jeweilige Ein- 
satzplanung der Fischereiboote ein Überblick über 
die zu erwartenden Anlandungen gewonnen wer- 
den, Für den angestrebten jahreszeitlichen Mengen- 
ausgleich und die Marktstützung im Rahmen des 
Fischgesetzes, durch welche diese Unsicherheiten 
und Schwierigkeiten ausgeglichen werden sollen, 
sind daher kurzfristige Regulierungen notwendig. 
Sie sind nur möglich, wenn ein genauer Überblick 
über die jeweils zur Verfügung stehenden Gesamt- 
fänge besteht. 

Monatliche Erhebungsergebnisse werden außerdem 
für verschiedene internationale Organisationen be- 
nötigt, an denen die Bundesrepublik beteiligt ist 
(z. B. Internationales Übereinkommen über die 
Fischerei im Nordwestatlantik, Internationaler Rat 
für Meeresforschung). Sie dienen dort als Grund- 
lage für Entscheidungen über Maßnahmen zur Er- 
haltung der Fischbestände. 

Für die Bodenseefischerei bestehen internationale 
Verpflichtungen für gemeinsame Fischereiförde- 
rungsmaßnahmen auf Grund der „Übereinkunft 
zwischen Baden, Bayern, Liechtenstein, Österreich, 
der Schweiz und Württemberg betreffend die An- 
wendung gleichartiger Bestimmungen für die 
Fischerei im Bodensee vom 5. Juli 1893 — Bre- 
genzer Abkommen — " (veröffentlicht im Badischen 
Gesetz- und Verordnungsbl. 1894 S. 135). Für die 
Durchführung dieser Förderungsmaßnahmen ist 
eine monatliche Fischereistatistik unerläßlich. Sie 
wird daher seit Jahrzehnten in allen Anlieger- 
staaten durchgeführt. 


11. Im einzelnen 

§ 1 

gibt den allgemeinen Gegenstand der Statistik an. 

§§ 2 bis 6 

Die §§ 2 und 3 behandeln die Erfassung der Anlan- 
dungen der Hochsee- und Küstenfischerei im Bun- 
desgebiet, während § 4 entsprechende Bestim- 
mungen für die Auslandsanlandungen deutscher 
Fahrzeuge enthält. In § 5 werden die Meldungen 
der ausländischen Seefischereifahrzeuge über die 
Anlandungen im Bundesgebiet geregelt. § 6 betrifft 
die Erfassung der Bodenseefischerei. In allen Para- 
graphen ist der Umfang der Fischereistatistik durch 
Angabe der zu erfassenden Tatbestände abgegrenzt 
und jeweils der Kreis der Auskunftspflichtigen fest- 
gelegt. 

Zu § 7 

Die Fischereistatistik wird aus sachlichen und 
methodischen Gründen zweckmäßig zentral auf- 


bereitet. Eine Zwischenaufbereitung in den betrof- 
fenen Ländern wäre bei der geringen Zahl der Er- 
hebungsstellen je Land wenig rationell. Daher wird 
die Fischereistatistik bereits seit ihrer Einführung 
im Jahre 1906 zentral durchgeführt. Diese Art der 
Durchführung soll beibehalten werden. 


I Zu § 8 

! Zur Vereinfachung des Erhebungsverfahrens sollen 
I die Erhebungen dort, wo die Anlandungen über 
j zentrale Absatzeinrichtungen (z. B. Seefischmarkt- 
' gesellschaften, Fischereigenossenschaften) verkauft 
I werden oder sonstige örtliche Stellen für die Er- 
i fassung der Fänge zur Verfügung stehen, auch 
^ künftig durch sogenannte Erhebungsstellen er- 
i folgen. Dieses Verfahren hat sich bereits seit 
langem bewährt. Die für die zentrale Erfassung 
der Eangergebnisse geeigneten örtlichen Stellen 
können mit ihrer Zustimmung vom Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch 
j Rechtsverordnung zu Erhebungsstellen bestimmt 
werden. 


j Zu § 9 

I Der vorliegende Gesetzentwurf enthält einMindest- 
I Programm, das nur die zur Zeit als notwendig an- 
- erkannten Dauererhebungen nach § 6 Abs. 1 StatGes 
' anordnet. § 9 soll klarstelien, daß die Bundes- 
■ regierung neben den Erhebungen nach diesem Ge- 
setz berechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch 
I Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuord- 
nen, wenn die besonderen Voraussetzungen der 
^ genannten Ermächtigungsvorschrift erfüllt sind. Zur 
Zeit sind zwar solche Erhebungen nicht in Aussicht 
genommen. Die vorsorgliche Klarstellung der 
Rechtslage durch eine besondere Vorschrift ist je- 
doch notwendig, weil der Bundesrat in seiner 
185. Sitzung am 29. November 1957 bei Behandlung 
der Verordnung über Nachprüfungen der Vieh- 
zählung (BR-Drucks. Nr. 303/57) im Zusammenhang 
mit dem Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 
, (BGBl. I S. 522) die Anordnung ergänzender Er- 
I hebungen auf Grund von § 6 Abs. 2 StatGes für un- 
, zulässig gehalten hat. Entsprechende Vorschriften 
I über eine Ermächtigung der Bundesregierung zum 
Erlaß ergänzender Rechtsverordnungen sind bereits 
in das Gesetz über Bodennutzungserhebung und 
Emteberichterstattung vom 3. Dezember 1958 (BGBl I 
I S. 895) und in das Gesetz zur Änderung des Vieh- 
: Zählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBl I 
I S. 897) aufgenommen worden. 


III. Kosten 

Die Fischereistatistik gehört seit langem zum lau- 
fenden Arbeitsprogramm des Statistischen Bundes- 
I amtes. Die Mittel sind deshalb im Haushalt bereits 
I enthalten. Zusätzliche Haushaltsmittel werden nicht 
, benötigt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 4. Dezember 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 13. November 1959 — 6 - 70002 - 
4614/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 212. Sitzung am 4. Dezember 1959 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes über eine 
Fischereistatistik 


wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Röder 
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Anlage 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 8 ' 

§ 8 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) ln den Ländern Baden-Württemberg, 
Bayern, Bremen, Hamburg, Niedersachsen und ; 
Schleswig-Holstein sind Erhebungsstellen durch | 
die Landesregierungen zu bestimmen, soweit der : 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft | 
und Forsten nicht Bundesbehörden mit den Er- 
hebungen beauftragt. Juristische Personen des 
bürgerlichen Rechts können zu Erhebungsstellen 
bestimmt werden, wenn diese sich hierzu bereit 
erklären; sie unterliegen insoweit der staatlichen 
Aufsicht." 

Begründung 

Die vorgesehenen Erhebungsstellen sollen nach 
der Fassung der Regierungsvorlage als eine Art 
Verwaltungsunterbau dem Statistischen Bundes- 
amt dienen. Hiergegen bestehen verfassungs- 
rechtliche Bedenken. 

Nach Artikel 83 GG werden Bundesgesetze 
grundsätzlich durch die Länder durchgeführt. Bei 
der Statistik handelt es sich um ein Gebiet, für 
das keine bundeseigene Verwaltung vorgesehen 
ist. Mittel- und Unterbehörden können darum 
für statistische Zwecke nur unter den hier nicht 


vorliegenden Voraussetzungen des Artikels 87 
Abs. 3 Satz 2 GG geschaffen werden. Der Bund 
kann deshalb nur auf dem Wege über Artikel 84 
Abs. 1 GG mit Zustimmung des Bundesrates die 
Einrichtung von Erhebungsstellen in den Ländern 
vorsehen. Er darf jedoch nicht bestimmte Stellen 
in den Ländern für zuständig erklären. Der Bund 
kann also den in Frage kommenden Ländern 
durch Bundesrecht vorschreiben, daß sie Er- 
hebungsstellen einrichten sollen. Es bestehen 
keine Bedenken dagegen, auch juristische Per- 
sonen des bürgerlichen Rechts dafür vorzusehen. 
Auf jeden Fall erscheint die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Regelung, die dem Bund die Mög- 
lichkeit eröffnet, durch Rechtsverordnungen be- 
stimmte Landesbehörden zu Erhebungsstellen zu 
bestimmen, verfassungspolitisch unerwünscht. 

2. Zu § 9 

■§ 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Fischereistatistik hat durch den hier vorge- 
legten Gesetzentwurf ihre endgültige Regelung 
gefunden. Eine unkontrollierte Ausweitung die- 
ser Statistik im Wege der Rechtsverordnung ist 
zu vermeiden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlagen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Der zu Punkt 1 vorgeschlagenen Änderung des § 8 
Abs. 1 wird, ohne die verfassungsrechtlichen und 
verfassungspolitischen Bedenken des Bundesrates 
zu teilen, zugestimmt, weil auch die neue Fassung 
den Bedürfnissen des statistischen Vorhabens ge- 
nügt. 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag 
zu Punkt 2, den § 9 zu streichen. 

Diese Bestimmung ist, wie in der Begründung zum 
Gesetzentwurf näher dargelegt ist, zur Klarstellung 
erforderlich. Die Ausschöpfung der in § 6 Abs. 2 
StatGes enthaltenen Ermächtigung, eine Rechts- 
grundlage zur statistischen Erhebung neuer Tat- 
bestände zu schaffen, muß der Bundesregierung 
schon im Interesse der vereinfachten Recht Setzung 
Vorbehalten bleiben und könnte rechtlich auch nur 
durch eine ausdrückliche Änderung des § 6 StatGes 
ausgeschlossen werden. Es ist auch nicht einzu- 
sehen, wie hierdurch eine unkontrollierte Auswei- 
tung der Statistik eintreten könnte; denn die Ver- 
ordnungen nach § 6 Abs. 2 StatGes bedürfen nach 
Artikel 80 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundes- 
rates. 
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